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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 139/67/EWG betreffend die Festsetzung und Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr von Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr 2 )*, insbeson- 

dere auf Artikel 16 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG sieht die Möglichkeit vor, die Vorschriften 
über die Vorausfestsetzung der Erstattung ganz 
oder teileise auf die Getreideverarbeitungser- 
zeugnisse anzuwenden. Für bestimmte Mehle, 
Grob- und Feingrieß wurde die Vorausfestsetzung 
teilweise durch Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 139/67/EWG des Rates vom 21. Juni 1967 
über die Grundregeln für die Gewährung von Er- 
stattungen bei der Ausfuhr von Getreide und über 
die Kriterien für die Festsetzung des Erstattungs- 
betrages 3 ) eingeführt. Es ist angebracht, für diese 
Erzeugnisse ebenfalls die Möglichkeit vorzusehen, 
die Erstattung durch Anwendung eines Korrektivs 
zu berichtigen. 

Die Erstattung stellt ein Mittel dar, um die Über- 
schüsse der Gemeinschaft in den Drittländern abzu- 
setzen. Bisher konnte dieser Absatz mit der Erstat- 
tung ohne eine mengenmäßige Beschränkung durch- 
geführt werden. Es ist jedoch wichtig, in bestimmten 
Situationen und insbesondere in Zeiten der Un- 
sicherheit oder beträchtlicher Preisschwankungen 


auf dem Weltmarkt eine geordnetere Verwaltung 
der Ausfuhren sicherzustellen. Die Festsetzung der 
Erstattung im Wege der Ausschreibung erscheint als 
ein Mittel, mit dem dieses Ziel erreicht werden 
kann. 

Artikel 8 der Verordnung Nr. 139/67/EWG sieht 
eine wöchentliche Festsetzung der Ausfuhrerstattun- 
gen für das Grundgetreide vor. Für eine gute Ver- 
waltung des Marktes ist es nicht erforderlich, daß 
dieser Zeitraum in allen Fällen beibehalten wird - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 139/67/EWG 

erhält folgende Fassung: 

„1. Für die in Artikel 1 Buchstabe c der Verord- 
nung Nr. 120/67/EWG genannten Erzeugnisse 
wird auf Grund eines bei Beantragung der Aus- 
fuhrlizenz zu stellenden Antrags der Erstat- 
tungsbetrag, der am Tage der Vorlage des An- 
trags auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz gilt und 
nach Maßgabe des im Monat der Ausfuhr gül- 
tigen Schwellenpreises zu berichtigen ist, auf 
ein Ausfuhrgeschäft angewandt, das während 
der Gültigkeitsdauer dieser Ausfuhrlizenz 
durchgeführt werden soll. In diesem Fall wird 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2 ) * Entwurf einer „Verordnung zur Änderung der Ver- 

ordnung Nr. 120/67/EWG über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide" 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeisnchaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2453/67 
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die Erstattung um einen Betrag berichtigt, der 
zur selben Zeit wie die Erstattung und nach dem- 
selben Verfahren festgesetzt werden kann; die 
Kommission kann jedoch, soweit erforderlich, 
zwischenzeitlich auf Antrag eines Mitgliedstaa- 
tes oder von sich aus eine abweichende Ent- 
scheidung treffen. 11 


Artikel 2 

In die Verordnung Nr. 139/67/EWG wird folgender 

Artikel aufgenommen: 

„Artikel 4 a 

1. Die Erstattung für die in Artikel 1 Buchstaben a 
und b der Verordnung Nr. 120/67/EWG genann- 
ten Erzeugnisse kann im Wege der Ausschrei- 
bung festgesetzt werden. Diese Ausschreibung 
erstreckt sich auf den Betrag der Erstattung. 


2. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG festgesetzt." 

Artikel 3 

Artikel 8 der Verordnung Nr. 139/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Die Erstattungen für die in Artikel 1 Buchstaben a, 
b und c der Verordnung Nr. 120/67/EWG genannten 
Erzeugnisse werden mindestens einmal im Monat 
festgesetzt." 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
15. Juli 1974 - 1/4 -680 70- E- Ge 50/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 24. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts - und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1. Nach Artikel 16 Absatz 4 erster Unterabsatz der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates können die 
Erstattungen für die Ausfuhr von Grundgetreide 
im voraus festgesetzt werden. In diesem Fall wird 
die Erstattung nach Maßgabe des im Monat der Aus- 
fuhr gültigen Schwellenpreises berichtigt. Die Er- 
stattung kann außerdem um einen Betrag berichtigt 
werden, der Gegenstand einer besonderen Fest- 
setzung ist. 

Artikel 16 Absatz 4 zweiter Unterabsatz sieht die 
Möglichkeit vor, die vorgenannten Vorschriften ganz 
oder teilweise auf die Getreideverarbeitungserzeug- 
nisse anzuwenden. Für bestimmte Mehle, Grob- und 
Feingrieße wurde die Vorausfestsetzung teilweise 
durch Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 139/ 
67/EWG eingeführt. Für diese Erzeugnisse hat es 
sich in der Praxis als notwendig erwiesen, ein 
System von Berichtigungsbeträgen einzuführen, das 
dem bereits für die Grunderzeugnisse vorgesehenen 
System vergleichbar ist. Dies würde es vor allem 
bei Mehl erlauben, der Terminentwicklung der 
Märkte besser Rechnung zu tragen. Mit dem vorlie- 
genden Entwurf sollen daher alle Regeln über die 
Vorausfestsetzung auch auf die in Artikel 1 Buch- 
staben c der Verordnung Nr. 120/67/EWG genann- 
ten Erzeugnisse angewandt werden. 


2. In ihrem Memorandum an den Rat vom 31. Ok- 
tober 1973 hat die Kommission eine Anpassung der 
gemeinsamen Agrarpolitik angekündigt. Hierunter 
fiel für Getreide die Einführung eines Systems 
öffentlicher Ausschreibungen der Ausfuhrerstattun- 
gen mit dem Ziel, die Marktverwaltung flexibler zu 
gestalten. Mit dem vorliegenden Vorschlag unter- 
nimmt die Kommission den ersten Schritt zur An- 
wendung eines solchen Systems, das im übrigen 
für die Bestimmung der Ausfuhrabschöpfung bereits 
in Kraft ist. 


3. Artikel 8 der Verordnung Nr. 139/67/EWG sieht 
eine wöchentliche Festsetzung der Ausfuhrerstattun- 
gen im Rahmen des Verwaltungsausschusses für Ge- 
treide vor. Diese Vorschrift hat sich insbesondere 
dann als zu starr erwiesen, wenn für einen langen 
Zeitraum die Weltmarktpreise beträchtlich über den 
Preisen der Gemeinschaft liegen. Um möglichst Maß- 
nahmen zu vermeiden, die keine wirtschaftlichen 
Auswirkungen haben, wird vorgeschlagen, den Zeit- 
raum durch einen an die verschiedenen Situationen 
besser angepaßten Zeitraum zu ersetzen. 
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